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1 Aufhebung einer Pfarrstelle
1.1 Übergang planen

Vgl. auch die allgemeinen Ausführungen unter Anlage 4.1 - Umsetzungsfragen.

Durch die Aufhebung einer Pfarrstelle ergeben sich neue Zuordnungen. Der Übergang sollte sorgfältig bedacht und geplant werden. Die folgenden beispielhaften Überlegungen sollen helfen, Übergänge aktiv und vorausschauend in den Blick zu nehmen.
· Die Aufhebung einer Pfarrstelle wird als tiefgreifende Veränderung erlebt. Darum braucht es, wie bei anderen Verlust- und Trauererfahrungen auch, achtsame Formen der Begleitung und Bearbeitung. 
· Bereits vor Freiwerden der aufzuhebenden Pfarrstelle können Begegnungen für Kirchengemeinderatsgremien geplant werden, die künftig von einer Pfarrstelle versorgt werden.
· Parochiale und regio-lokale Bezugssysteme für Gemeindeglieder (Verlässlichkeit), für Pfarrdienst (Lebbarkeit), für beide (Verbindlichkeit) müssen verstärkt in den Blick genommen werden. 

· Die Orientierung am Auftrag der Kirche und am gelebten Evangelium rückt das Beziehungsgefüge von Kirchenmitgliedern und Pfarrer:innen in den Fokus. In der Mitgliederorientierung wird die Kommunikation des Evangeliums konkret. 

· Kirchengemeinden als Körperschaften des öffentlichen Rechts müssen bei anstehenden Veränderungen Strukturanpassungen wie zum Beispiel die Bildung einer Gesamtkirchengemeinde, einer Verbundkirchengemeinde oder gar die Fusion mehrerer Gemeinden prüfen
. Dies gilt insbesondere dann, wenn Kirchenmitglieder über die Grenzen einer Kirchengemeinde hinaus einer Pfarrstelle parochial zugeordnet sind. Von zentraler Bedeutung ist dabei die Orientierung an den Lebenswelten und Lebenswegen der Kirchenmitglieder. 
· Bevorstehende bzw. zum Abschluss kommende Veränderungen können durch besonders hervorgehobene Gestaltungselemente erlebbar gemacht werden. (Abschiedsritual, Pilgerweg, Vorstellungs- und Begrüßungsgottesdienste, Gemeinde- und Kirchenfest, Mitarbeiterbegegnung …)

1.2 Geschäftsordnung ändern

Der PfarrPlan 2030 wird ohne Veränderungen bei den Gottesdiensten und den Seelsorgebezirken nicht auskommen. Dazu müssen auch die Geschäftsordnungen für die Pfarrämter überarbeitet werden. Änderungen der Geschäftsordnung
 sind rechtzeitig zu beantragen. 
Bei der Erarbeitung einer Geschäftsordnung für das Pfarramt, können Erfahrungswerte anderer Kirchengemeinden hilfreich sein. Die beiden leitenden Dimensionen sind einerseits die Parochie und andererseits die regio-lokalen Aufgabenfelder im Pfarrdienst. Für die Gottesdienste gilt, dass die verbindende Klammer für verlässliche Gottesdienste künftig das Pfarramt sein wird. An welchen Orten an welchen Sonn- und kirchlichen Feiertagen zu welchen Anfangszeiten Gottesdienste gefeiert werden, lässt sich nicht formal entscheiden, sondern wird unter Abwägung unterschiedlicher Gesichtspunkte entschieden und in einer Geschäftsordnung festgelegt.

Für den regio-lokalen Kontext sind folgende Handlungsfeldern beispielhaft (gemeinsamer KU, Jugendarbeit, Schulsozialarbeit; gemeinsame Arbeit mit Ehrenamtlichen, z.B. KiGD-Vorbereitung; Öffentlichkeitsarbeit, usw…)
. Gemeinsames Kennzeichen ist die Zusammenarbeit von mehreren Pfarrämtern im Team/ in der Nachbarschaft. 
Der Oberkirchenrat ermutigt zukunftsweisende Wege zu gestalten. Verschiedene Gottesdienstformate (z.B. Gottesdienste im Alltag), mitgliederorientierte Verkündigungswege und -formen sollen ausdrücklich berücksichtigt werden. Wo immer möglich, soll die Zusammenarbeit auch in multiprofessionellen Teams verabredet werden. 
1.3 Pfarrhaus

Das Pfarrhaus kann verkauft oder vermietet werden. 

Bei Fragen zu bisherigem Pfarrhaus oder bisheriger Dienstwohnung – insbesondere Verkauf oder Vermietung - wenden Sie sich bitte an Ref. 8.1 im Ev. Oberkirchenrat: KVOAR Goldschmidt (DW –109).

Wird eine Pfarrstelle aufgehoben, kann es sinnvoll sein, eine örtliche Anlaufstelle in Kirchengemeinden einzurichten. Im Rahmen der Gestaltung einer modernen Verwaltung kann geprüft werden, hier die Assistenz der Gemeindeleitung anzusiedeln.
 (siehe dazu unter Anlage 4.1 - Umsetzungsfragen der Folgejahre, dort Unterpunkt 3.2.). 
1.4 Weiteres
Wird einem Pfarramt auch die Versorgung einer benachbarten Gemeinde übertragen, bedeutet dies nicht, dass Pfarrstellen „zusammengelegt“ werden. Es entsteht also keine Pfarrstelle, die mit verschiedenen Prozentanteilen auf verschiedene Kirchengemeinden verteilt wird. 

Es ist vielmehr so, dass die Zuständigkeit der verbleibenden Pfarrstelle neu definiert wird. 

Man spricht dann – im rechtlichen Sinne – davon, dass die verbleibende Pfarrstelle für eine Kirchengemeinde errichtet ist (siehe RS 80 u. 81 PfstBG §1) und andere Kirchengemeinden dieser Pfarrstelle „zugeordnet“ werden (siehe auch: RS 440 u. 441 PfDG der EKD §27, Abs.1) 

Das dafür entscheidende Merkmal ist der Sitz des Pfarramtes. Die Kirchengemeinde in deren Bereich der Sitz des Pfarramtes liegt, übernimmt die Wohnlastpflicht. D.h. von ihr wird das Pfarrhaus zur Verfügung gestellt. Allerdings lässt sich aus dem Wohnort keine Gewichtung für den örtlichen Dienstauftrag des Pfarramtes ableiten. 
Die Gewichtung der Zuständigkeit wird vielmehr in der Geschäftsordnung für das Pfarramt ist festgelegt.
 
Die Gleichberechtigung der Kirchengemeinden kann auch durch entsprechende Umbenennung des Pfarramtes ausgedrückt werden. In einem solchen Fall würden sich die mit einem Bindestrich verbundenen Namen der beiden Kirchengemeinden anbieten (der Name der Kirchengemeinde mit Sitz des Pfarramts vorangestellt). Ein Antrag zur Umbenennung kann jederzeit gestellt werden.

Durch die Veränderung von Seelsorgebezirken kann sich auch eine Änderung der besoldungsmäßigen Einstufung von Pfarrstellen ergeben (RS 551 AusführungsVO zum Pfarrbesoldungsgesetz § 1 Abs. 1 ).

Falls es sich bei der aufzuhebenden Stelle um ein zweites oder weiteres Pfarramt in einer Kirchengemeinde handelt, sollten die Namen der anderen Pfarrämter überprüft und ggf. geändert werden. 

Durch die Aufhebung können sich Änderungen in den Besetzungsgremien ergeben (RS 80 u. 81 PfstBG §2 AVO 9).

Über Möblierung und technische Geräte im Eigentum der Kirchengemeinde kann die Kirchengemeinde verfügen.

Die Registratur, das Archiv, die Kirchenbücher, Amtshandlungs-, Familien-, Gemeindeglieder- und sonstige Verzeichnisse, die vasa sacra, die Amtskalender, im Besitz des Pfarramts befindliche Schlüssel, ggf. auch die Pfarramtsbibliothek, die Verhandlungsbücher des Kirchengemeinderats, das Vortragsbuch und verwahrte Wertpapiere sind in das Pfarramt zu übernehmen, das künftig zuständig ist. 

Im Übrigen ist die Verordnung des Oberkirchenrats über die Prüfung der Pfarramtsausstattung bei Stellenwechsel vom 17. September 1990 (Abl. 54, S. 260) sinngemäß anwendbar.

Zu Fragen der Unterbringung des Archivs des aufgehobenen Pfarramtes, wenden Sie sich bitte an das Landeskirchliche Archiv, das gerne mit Ihnen zusammen Lösungen erarbeitet (DW -373).
Die Pfarramtskasse ist – nach Prüfung durch den Visitator - abzuschließen. Es wird vorgeschlagen, dass sie von dem Pfarramt übernommen wird, das künftig zuständig ist.

Die Dienstsiegel des Pfarramts müssen unbrauchbar gemacht werden, damit sie nicht missbraucht werden können. Das Dienstsiegel der Kirchengemeinde bleibt selbstverständlich erhalten.

Wenn von der Aufhebung einer Stelle "mit Freiwerden" die Rede ist, so bedeutet dies nicht, dass ein Stelleninhaber oder eine Stelleninhaberin noch beliebig lange die Pfarrstelle besetzen kann. Zwar besteht Besitzstandswahrung, auch ist die Amtszeit auf Gemeindepfarrstellen nicht befristet, aber in Ausnahmefällen wird von § 1 Abs. 1b PfstBG (die Ausschreibung von anderen Pfarrstellen im Kirchenbezirk wird hinausgeschoben) sowie von § 47 Abs. 3 WürttPfG (Aufforderung zur Bewerbung) Gebrauch gemacht. Dies wird vor allem dann der Fall sein, wenn vorgesehene Kürzungen in erheblichem Umfang nicht erbracht werden und dies zu Lasten anderer Kirchengemeinden und Kirchenbezirke geht.
2 Errichtung einer Pfarrstelle
2.1 Welche Angaben werden für den Antrag zur Errichtung benötigt?

· Name der Pfarrstelle

· Prozentualer Umfang

· Für welche Kirchengemeinde zu errichten (die dann auch die Wohnlast trägt)?
(Oder bei einer gemeindebezogenen Sonderpfarrstelle: Welcher Kirchengemeinde oder Gesamtkirchengemeinde, oder dem Kirchenbezirk zuzuordnen?)

· Bei mehreren Pfarrstellen in einer Kirchengemeinde: Mit welcher ist die Geschäftsführung der Kirchengemeinde zu verbinden?

· Vorgesehener Seelsorgebezirk mit Abgrenzungen und voraussichtlicher Größe

· Weitere Angaben zum geplanten Dienstauftrag 
2.2 Stellenfreigaben
Für Umverteilungsvorgänge in einem Kirchenbezirk gilt: Stellenausweitungen an einer Stelle setzen Stellenkürzungen an anderer Stelle voraus. Die Möglichkeit einer Stellenfreigabe ist deshalb in jedem Einzelfall frühzeitig unter Verweis auf entsprechende Kompensationen (und ggf. unter Berücksichtigung des bezirklichen Kürzungserfordernisses) mit dem Oberkirchenrat abzusprechen.

2.3 Weiteres
Die Errichtung einer Pfarrstelle hat finanzielle Konsequenzen. Dabei ist insbesondere an die Wohnlast und weitere Sachkosten (Fahrtkosten, Büroausstattung, Assistenz der Gemeindeleitung usw.) zu denken.

Bei Fragen zu Pfarrhaus und Dienstwohnung – insbesondere auch zu Bau oder Kauf – bitte Kontakt mit Ref. 8.1 im Ev. Oberkirchenrat aufnehmen: KVOAR Goldschmidt, (DW –109). In Ausnahmefällen - bei Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag ohne Vorsitz im Kirchengemeinderat - kann der Oberkirchenrat von der Verpflichtung, eine Dienstwohnung zur Verfügung zu stellen, befreien. In diesem Fall, oder wenn keine Dienstwohnung zur Verfügung gestellt werden kann, ist von der Kirchengemeinde stattdessen der jeweilige Dienstwohnungsausgleich aufzubringen (§ 19 Abs. 3 Pfarrbesoldungsgesetz).

Eine neu errichtete Pfarrstelle wird im Doppelhaushaltsplan 2025/2026 standardmäßig in Pfarrbesoldungsgruppe 1 eingestuft, solange geschäftsordnungsmäßig noch kein Seelsorgebezirk festgelegt wurde. Nach Festlegung der Geschäftsordnung erfolgt die Einstufung nach den in RS 551 AusführungsVO zum Pfarrbesoldungsgesetz § 1 Abs. 1 festgelegten Kriterien.
Ein Dienstsiegel kann schriftlich beim Oberkirchenrat bestellt werden. Bei der Bestellung soll die Bezeichnung der Siegelumschrift mitgeteilt werden und, ob ein großes oder kleines Dienstsiegel oder beides gewünscht wird.

Änderungen im Pfarrstellenbestand haben auch Änderungen in den Geschäftsordnungen für die Pfarrämter zur Folge. Spätestens zur Vorbereitung des Besetzungsverfahrens ist eine vorläufige Geschäftsordnung (mit Abgrenzung des Seelsorgebezirks) zu entwerfen und dem Oberkirchenrat zur Festlegung zu übersenden.

Die Errichtung der neuen Pfarrstelle kann sich auf die Einstufung anderer Pfarrstellen und deren Deputate im Religionsunterricht auswirken.

Falls es sich bei der neu errichteten Pfarrstelle um ein zweites Pfarramt in einer Kirchengemeinde handelt, sollte der Name des ersten Pfarramts überprüft und ggf. geändert werden.

Die Einrichtung des Pfarramts ist vorzubereiten. Die Registratur soll elektronisch in den Strukturen von PC im Pfarramt geführt werden. Der Standard der Ausstattung richtet sich nach den Pfarrhausrichtlinien und den jeweiligen Haushaltserlassen. Zu gegebener Zeit sind die Agenden und Kirchenbücher, der Pfarramtskalender, die Zeitschrift „Für Arbeit und Besinnung“ zu bestellen.
3 Einschränkung des Dienstauftrags auf einer Pfarrstelle
3.1 Inhalt der Handreichung zu Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag

In der Handreichung zu Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag
 wird angesprochen:

· Vorgehen bei Einschränkung

· Kooperationsmöglichkeiten

· Besetzungsvorgang

· Dienstwohnung 
· Regelung zu den dienstfreien Zeiten (verschiedene Möglichkeiten)

· Dienstauftragsbeschreibung

· Urlaubsanspruch

· Deputat im Religionsunterricht 

3.2 Dienstwohnung 

Nach § 19 Pfarrbesoldungsgesetz haben präsenzpflichtige Pfarrer und Pfarrerinnen auch bei eingeschränktem Dienstauftrag grundsätzlich Anspruch auf freie Dienstwohnung. 
Das heißt, dass auch bei Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag eine „ganze“ Dienstwohnung zur Verfügung zu stellen ist. Nach § 19 Abs. 4 Pfarrbesoldungsgesetz kann allerdings der Oberkirchenrat "die Kirchengemeinde auf Antrag des Kirchengemeinderats im Benehmen mit dem Visitator von der Verpflichtung, eine Dienstwohnung zur Verfügung zu stellen, befreien; eine Befreiung von dieser Verpflichtung ist in der Regel nur bei Pfarrerinnen und Pfarrern mit eingeschränktem Dienstauftrag ohne Vorsitz im Kirchengemeinderat (§§ 23, 24 Kirchengemeindeordnung) möglich. Wird eine Dienstwohnung nicht zur Verfügung gestellt, erstattet die Kirchengemeinde der Landeskirche den Betrag, der dem jeweiligen Dienstwohnungsausgleich entspricht.”
Der Pfarrer oder die Pfarrerin erhält dann anstelle der Dienstwohnung den entsprechend der Einschränkung des Dienstauftrags verminderten Dienstwohnungsausgleich.

Beide Möglichkeiten – keine Dienstwohnung oder eine Dienstwohnung – können für Bewerberinnen und Bewerber in jeweils unterschiedlichen Lebenssituationen interessant sein: 
· Eine ganze Dienstwohnung bei eingeschränktem Dienstauftrag kann einen materiellen Anreiz bieten.
· Nicht in ein Pfarrhaus einziehen zu müssen, sondern die Wohnung selber wählen zu können, ist für ortsgebundene Bewerberinnen und Bewerber interessant.
3.3 Deputat im Religionsunterricht

Die Kirchliche Verordnung über die Verpflichtung der Pfarrer zur Erteilung von Religionsunterricht
 an den Schulen wurde geändert. Für Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag und für Sonderaufträge im Nebenamt gilt nun für das Deputat:

Bei einer Einschränkung auf 75 v.H. eines vollen Dienstauftrags und einem Seelsorgebezirk

bis zu 1000 Gemeindegliedern






6 WoStd.

über 1000 bis 2000 Gemeindegliedern





4 WoStd.

über 2000 Gemeindeglieder                                            



3 WoStd.

Bei einer Einschränkung auf 50 v. H. eines vollen Dienstauftrags und einem Seelsorgebezirk  

bis zu 1000 Gemeindegliedern                                     



4 WoStd.

über 1000 bis 2000 Gemeindegliedern                         



3 WoStd.

über 2000 Gemeindeglieder                                          



2 WoStd.

Satz 1 gilt entsprechend bei Gemeindepfarrstellen, die mit einem Sonderauftrag im Nebenamt verbunden sind (§ 5 PfstBG). Dieser findet bei der Berechnung der zu erteilenden Wochenstunden keine Berücksichtigung.

Die zu erteilenden Wochenstunden können auch an Schulen außerhalb des eigenen Seelsorgebezirks, in begründeten Ausnahmefällen auch außerhalb des eigenen Kirchenbezirks, zugewiesen werden.
Drei Wochenstunden werden beispielsweise, wenn es die schulischen Belange ermöglichen, so realisiert, dass ein Schuljahr vier Wochenstunden, im nächsten Schuljahr zwei Wochenstunden Religionsunterricht erteilt werden. Eine weitere Möglichkeit ist neben dem Erteilen von zwei Wochenstunden Religionsunterricht, mit der dritten Wochenstunde für Springerdienste im laufenden Schuljahr zur Verfügung zu stehen oder in der Schulseelsorge etc. tätig zu sein.
Bei Planungen, die den Religionsunterricht betreffen, sind immer die Schuldekane und Schuldekaninnen einzubeziehen. Zu beachten ist dabei auch, dass Veränderungen in diesem Bereich einen zeitlichen Planungsvorlauf benötigen.

3.4 Änderung der Geschäftsordnung 

Die Handreichung zu Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag gibt auch eine Anleitung zur Änderung der Geschäftsordnung
. Weitere Hinweise zur Ausgestaltung finden sich in RS 444 Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag. 
3.5 Zusammenarbeit benachbarter Pfarrämter und Kirchengemeinden (insbesondere Einzelpfarrstelle mit auf die Hälfte eingeschränktem Dienstauftrag)
Jeder eingeschränkte Dienstauftrag braucht zwingend die Einbindung in die überparochiale Zusammenarbeit. Insbesondere für Einzelpfarrstellen im ländlichen Gebiet gilt, dass Einschränkungen des Dienstauftrags nur dann gelingen können, wenn sie in der Kombination von parochialer und regio-lokaler Beziehung gestaltet wird. (siehe: www.kirche-neu-denken.de) 
Erfahrungen der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass Einzelpfarrstellen im Umfang von 50 Prozent wegen des damit verbundenen gleichbleibend hohen pfarrdienstlichen Grundaufwands (regelmäßiger Predigtdienst, Geschäftsführungsaufgaben, Religionsunterricht u.a.) nur sinnvoll sind, wenn die Geschäftsführung der Kirchengemeinde auf ein benachbartes Pfarramt übertragen wird. Siehe hierzu ausführlicher Anlage 3.6 - Modelle für Einzelpfarrstellen mit auf die Hälfte eingeschränktem Dienstauftrag.
3.6 Frage der Besetzbarkeit

Sinnvolle Leitfrage bei der Formulierung der Geschäftsordnung ist die Frage der Besetzbarkeit. Unrealistisch hohe Erwartungen an Interessentinnen und Interessenten wirken abschreckend auf Bewerberinnen und Bewerber.

3.7 Benachbarte Pfarrstellen für Theologenehepaare
Benachbarte Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag - entweder mit zweimal 75 Prozent oder mit 100 Prozent und 50 Prozent - sind besonders für Theologenehepaare interessant, wobei nur eine Wohnung zur Verfügung zu stellen wäre. Das zeitgleiche Freiwerden von benachbarten Pfarrstellen kann u.U. dadurch herbeigeführt werden, dass für eine freiwerdende Stelle gemäß § 1 Abs. 1a PfstBG die unständige Versehung durch einen Pfarrer oder eine Pfarrerin im Probedienst (in der Regel für drei Jahre
) beantragt wird. Dies hat den Nebeneffekt, dass gegen Ende der drei Jahre verschiedene Optionen bestehen: 

· Zeitgleiche Ausschreibung mit der bis dahin freigewordenen benachbarten Pfarrstelle

· Nach der unständigen Versehung und Wahl des unständigen Pfarrers oder der unständigen Pfarrerin auf eine andere Pfarrstelle: Ausschreibung im Wahlverfahren

· Bei Zustimmung des Besetzungsgremiums: Ständigwerden des bis dahin unständigen Pfarrers bzw. der bis dahin unständigen Pfarrerin auf dieser Stelle

3.8 Weiteres

Dass der Dienstauftrag „eines künftigen Inhabers oder einer künftigen Inhaberin dieser Pfarrstelle“ eingeschränkt wird, bedeutet nicht, dass der bisherige Stelleninhaber oder die bisherige Stelleninhaberin noch beliebig lange die Stelle besetzen kann. Zwar besteht Besitzstandswahrung, auch ist die Amtszeit auf Gemeindepfarrstellen nicht befristet, aber in Ausnahmefällen wird von § 1 Abs. 1b PfstBG (die Ausschreibung von anderen Pfarrstellen im Kirchenbezirk wird hinausgeschoben) sowie von § 47 Abs. 3 WürttPfG (Aufforderung zur Bewerbung) Gebrauch zu machen sein. Dies wird vor allem dann der Fall sein, wenn vorgesehene Kürzungen in erheblichem Umfang nicht erbracht werden und dies zu Lasten anderer Kirchengemeinden und Kirchenbezirke ginge.EFIELD Bemerkung_3  IF <> "" "
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4 Erhöhung des Dienstauftags auf einer Pfarrstelle
4.1 Freigabe

Die Freigabe der Erhöhung des Dienstauftrags durch den Oberkirchenrat setzt entsprechende Stellenkürzungen an anderer Stelle in der Landeskirche voraus. Die Freigabe ist in jedem Einzelfall zwischen Dekanatamt und Personaldezernats des Oberkirchenrats abzusprechen.
4.2 Geschäftsordnung

In der Regel – spätestens zu Beginn des Besetzungsverfahrens als Grundlage für den Text der Ausschreibung – ist die Geschäftsordnung für das Pfarramt
 zu ändern. Der Vorschlag des Kirchengemeinderats ist, zusammen mit einem Auszug aus dem Verhandlungsbuch des Kirchengemeinderats und der Stellungnahme der betroffener Pfarrämter, über das Ev. Dekanatamt dem Oberkirchenrat zur Festlegung vorzulegen.
Ev. Oberkirchenrat Stuttgart

Dezernat 3 Theologische Ausbildung und Pfarrdienst
� Siehe dazu auch unter �HYPERLINK "3-2_ueberparochiale_zusammenarbeit%2014.03.2023.doc"��Anlage 3.2 - Überparochiale und übergemeindliche Zusammenarbeit�


� Informationen hierzu: �HYPERLINK "4-2_Merkblatt_zum_Erstellen_einer_Geschaeftsordnung_-_Stand_17.06.2022.pdf"��Anlage 4.2 - Merkblatt zum Erstellen und Ändern einer Geschäftsordnung�, �HYPERLINK "4-2-1_Anlage_1_Geschaeftsordnung_-_Beispielformulierungen_-_Stand_30.05.2014.pdf"��Beispielformulierungen�, �HYPERLINK "\\\\okfgroup\\dezernat3\\Dezernat 3\\3 Pfarrdienst\\3.7 Pfarrstellen und Dienstaufträge\\3.7.3 PfarrPlan\\Homepage PP 2030 - von hier aus Homepage und Doxis aktualisieren\\4-2-2_merkblatt_go_ergaenzungen.doc"��Was besonders zu beachten und ergänzend zu bemerken ist,� �HYPERLINK "\\\\okfgroup\\dezernat3\\Dezernat 3\\3 Pfarrdienst\\3.7 Pfarrstellen und Dienstaufträge\\3.7.3 PfarrPlan\\Homepage PP 2030 - von hier aus Homepage und Doxis aktualisieren\\4-2-3_merkblatt_go_nicht.doc"��Was nicht in eine Geschäftsordnung gehört, sondern ggf. separat festgehalten werden kann�


� Siehe hierzu: �HYPERLINK "3-5_gottesdienste_verlaesslich%2013.12.2022.doc"��Anlage 3-5 verlässliche Gottesdienste�


� Näheres unter: � HYPERLINK "http://www.kirche-neu-denken.de" �www.kirche-neu-denken.de� 


� Siehe: Kirchliches Gesetz zur Modernisierung der Verwaltung


� Ein Beispiel für eine solche Geschäftsordnung ist unter �HYPERLINK "4-2-1_Anlage_1_Geschaeftsordnung_-_Beispielformulierungen_-_Stand_30.05.2014.pdf"��Anlage 4.2.1 Beispielformulierungen� zu finden.


� Siehe �HYPERLINK "4-3_ed.doc"��Anlage 4.3 - Handreichung zu Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag� 





� Siehe RS 480 RU der Gemeindepfarrer §1


� Siehe �HYPERLINK "4-2_Merkblatt_zum_Erstellen_einer_Geschaeftsordnung_-_Stand_17.06.2022.pdf"��Anlage 4.2 - Merkblatt zum Erstellen und Ändern einer Geschäftsordnung� 


� Allerdings sollten für die unständigen Pfarrerinnen und Pfarrer in diesen Fällen von Anfang an für beide Seiten verlässliche Zeiträume vereinbart werden.


� Siehe �HYPERLINK "\\\\okfgroup\\dezernat3\\Dezernat 3\\3 Pfarrdienst\\3.7 Pfarrstellen und Dienstaufträge\\3.7.3 PfarrPlan\\Homepage PP 2030 - von hier aus Homepage und Doxis aktualisieren\\4-2_merkblatt_go.doc"��Anlage 4.2 - Merkblatt zum Erstellen und Ändern einer Geschäftsordnung�
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